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Elmar Freund

Die industrielle Forschung in der Bundesrepublik 
Deutschland im internationalen Vergleich

Die industrielle Forschung in der Bundesrepu-
blik Deutschland und anderen westlichen Län-
dern ist in ihrer Struktur und Zwecksetzung 
von der konkurrenzwirtschaftlich bestimmten 
Wirtschaftsordnung dieser Staaten mit beein-
flußt. Dies wirkt sich u. a. beispielsweise darin 
aus, daß die Industrieforschung hierzulande 

anders als beispielsweise in der UdSSR 
oder der CSSR — einen vergleichsweise selb-
ständigen Bereich darstellt. Dennoch wäre es 
aber nicht gerechtfertigt, unter diesem Ge-
sichtspunkt die wissenschaftliche Tätigkeit im 
industriellen Bereich der Bundesrepublik iso-
liert zu betrachten und internationale Ver-
gleiche mit anderen ähnlich strukturierten 
Staaten ausschließlich aut diesen Sektor zu be-
schränken.

Vielmehr lassen sich auch in den marktorien-
tierten Wirtschaftsordnungen eine Fülle, zu-
meist komplexer Zusammenhänge und Abhän-
gigkeiten zwischen staatlicher Forschung, der 
wissenschaftlichen Aktivität an Universitäten 
und Hochschulen und der industriellen For-
schung feststellen. Hinzu kommt, daß aus tra-
ditionellen Gründen oder aus wirtschaftspoli-
tischen Überlegungen heraus die Kompetenz- 
und Arbeitsbereiche der Forschunginstitutio-
nen in den einzelnen volkswirtschaftlichen 
Sektoren der verschiedenen Länder recht un-
terschiedliche Schwerpunkte aufweisen. Allein 
aus diesen Gründen ist es erforderlich, die 
Analyse der industriellen Forschung in der 
Bundesrepublik Deutschland und anderen 
wichtigen Industrieländern auf dem Hinter-
grund eines alle Bereiche umfassenden Ver-
gleichs des nationalen Forschungspotentials 
vorzunehmen.

In den letzten Jahrzehnten haben sich ge-
wisse „Motivationen" bei der Intensivierung 

und Entwicklung der Forschungsbemühungen 
herausgeschält, die allgemein Gültigkeit be-
anspruchen können. Einmal spielt dabei der 
machtpolitische Wettbewerb zwischen den ver-
schiedenen Staatengruppen, zum anderen der 
Zwang eine Rolle, den wirtschaftlichen Wohl-
stand und die soziale Stabilität der Industrie-
staaten durch ein ständiges Wirtschaftswachs-
tum, das aufs engste mit der Forschung ver-
knüpft ist, immer wieder zu reproduzieren.

Dagegen ist es allerdings bezeichnend, daß 
Bildung und Wissenschaft noch bis vor weni-
gen Jahrzehnten im europäischen Bereich vor 
allem als ein kulturelles, zum Teil auch als ein 
soziales Phänomen bewertet wurden, unge-
achtet der Tatsache, daß einzelne Stimmen,

wie zum Beispiel Friedrich List, bereits im 
19. Jahrhundert die wirtschaftliche Rolle der 
Bildung und Wissenschaft zutreffend apostro-
phiert haben. Aber selbst die um die Jahr-
hundertwende sich mächtig ausbreitende In-
dustrialisierung vermochte das Interesse we-
der der theoretischen Nationalökonomie noch 
einer breiteren Öffentlichkeit auf Bildung und 
Wissenschaft als Faktoren des machtpoliti-
schen Gleichgewichts oder der wirtschaftlichen 
Wohlfahrt zu lenken. Erst durch die (vor allem 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges) stär-
ker akzentuierte wachstumstheoretische Be-
trachtung haben Bildung und Forschung in 
ihren verschiedenen Aspekten Eingang auch in 
die wirtschaftstheoretische Betrachtung und 



dadurch — mit einer gewissen zeitlichen Ver-
zögerung — in das „allgemeine Bewußtsein" 
gefunden.

Auf der anderen Seite hat die praktische Er-
fahrung der letzten Jahre gezeigt, daß die 
Forschung — wie die wissenschaftliche Ar-
beit überhaupt — gerade auch in Deutschland 
manchmal eine übertriebene Bewertung er-
fährt, bisweilen sogar geradezu „idealisiert" 
wird. Es wäre sicher aufschlußreich, diesem 
Phänomen nachzugehen und damit auch man-
che Fehlentwicklung aufzuklären, die wahr-
scheinlich dadurch in der Wissenschaftspoli-
tik der letzten Jahrzehnte eingetreten ist. Es 
besteht sicher kein Anlaß, der Forschungs-

und Entwicklungsarbeit einen Rang zuzuer-
kennen, der sie über die Realitäten der mo-
dernen industrialisierten Welt mit allen Licht- 
und Schattenseiten hinausheben würde. Es 
gilt vielmehr zu erkennen, daß weite Bereiche 
der Forschung — ebenso wie jeder andere Le-
bensbereich — in der materiell und kommer-
ziell bestimmten Industriegesellschaft verwur-
zelt sind und daher auch mit den adäquaten 
Maßstäben der Bedürfnisse dieser Gesellschaft 
begriffen und beurteilt werden können. Nur 
dann wird es möglich werden, eine von über-
triebener Förderung ebenso wie von gefähr-
licher Vernachlässigung freie Wissenschafts-
pflege durchzusetzen.

Wissenschaft und Wirtschaftswachstum

Die wirtschaftlichen Entwicklungsprogramme 
der meisten westlichen Länder haben sich noch 
bis vor wenigen Jahren überwiegend auf die 
Bildung von Realkapital konzentriert; heute 
gehört es dagegen schon fast zu den allgemein 
akzeptierten Grundsätzen praktischer Politik, 
daß wirtschaftliches Wachstum nur durch ein 
ausgeglichenes Verhältnis zwischen den In-
vestitionen in Realkapital und den sogenann-
ten Bildungs- und Forschungsinvestitionen zu 
erreichen ist.

Versuche zur statistisch quantitativen Bestim-
mung des Beitrags, den Bildung und For-
schung zum Sozialprodukt erbringen, wurden 
bisher allerdings nur gelegentlich und in einer 
nicht immer überzeugenden Form unternom-
men. So hat zum Beispiel nach Schätzungen 
des amerikanischen National Bureau of Eco- 
nomic Research der Nettozuwachs der ameri-
kanischen Volkswirtschaft jährlich durch-
schnittlich rund 3,5 % betragen. Weniger als 
die „Hälfte dieses 
1

Zuwachses, nämlich rund 
,7%, wird auf eine vermehrte Ausstattung 

der amerikanischen Volkswirtschaft mit Kapi-
tal und Arbeitskräften zurückgeführt. Die rest-
liche Zunahme resultiert dagegen nach dieser 
Berechnung aus den sogenannten „technischen 

Verbesserungen" (technischer Fortschritt) so-
wie aus dem wachsenden Bildungsstand der 
amerikanischen Gesellschaft.

Andere Berechnungen über den Zusammen-
hang von Forschung und Wachstum des So-
zialprodukts wurden von Denison durchge-
führt. Er schätzt für die USA, daß rund 20 % 
der durchschnittlichen Wachstumsrate des rea-
len Nettozialprodukts (je Beschäftigten gemes-
sen sogar 36 %) einem verbesserten Bildungs-
stand und den Resultaten der angewandten 
Forschung zugerechnet werden können 1).

Solche Berechnungen sind naturgemäß mit 
verschiedenen Imponderabilien behaftet, und 
es muß davor gewarnt werden, die Zusammen-
hänge zwischen Forschung und Wirtschafts-
wachstum zu simplifizieren. Vielmehr muß mit 
einem breiten Feld von Kausalitäten und Ab-
hängigkeiten ganz verschiedener Intensität 
gerechnet werden. Wenn zum Beispiel auf 
der einen Seite sicher gilt, daß ein hoher Stand 
von Wissenschaft und Bildung einer der we-
sentlichen Faktoren für das Wachstum be-
stimmter Industriezweige darstellt, so gilt

1) Vgl. E. Denison, Measuring the 
Education to Economic Growth, S. 13 f.



doch andererseits auch, daß die rasch wach-
sende industrielle Nachfrage nach neuen 
Werkstoffen, Maschinen, Geräten oder Nach-
richten- und Kontrollsystemen sowohl für zi-
vile als auch für militärische Zwecke ihrer-
seits einen mächtigen Antrieb für vermehrte 
Anstrengungen in der Forschung auslöst.

Eine tiefergehende Analyse stößt auf weitere 
Schwierigkeiten. Neben inländischen Faktoren 
ist nämlich auch eine internationale Kompo-
nente beim Forschungs- und Bildungspotential 
eines Landes wirksam. So ist zum Beispiel von 
Bedeutung, daß die USA durch Einwanderung 
wissenschaftlicher Fachkräfte aus Europa und 
anderen Gebieten einen — allerdings nur 
schwer quantifizierbaren — Zuwachs ihres 
„Forschungspotentials" zu verzeichnen haben. 

Im Interesse einer realistischen Beurteilung 
des Zusammenspiels zwischen Forschung, Ge-
samtwirtschaft und Wachstum muß aber auch 
auf die besondere Problematik der militäri-
schen Forschung und die Sonderrolle, die sie 
innerhalb der wissenschaftlichen Aktivitäten 
einnimmt, aufmerksam gemacht werden.

Innerhalb der militärischen Ausgaben neh-
men die Forschungskosten infolge der über-
ragenden Rolle, die den modernen, technisch 
hochentwickelten Waffensystemen zukommt, 
einen hohen Anteil ein. So entfielen zum Bei-
spiel nach Angaben der OECD 1962 in den 
USA rund 52 0/0, in Großbritannien rund 40 °/o, 
in Frankreich rund 30 % und in der Bundesre-
publik Deutschland 1964 . rund 15% der ge-
samten nationalen Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung auf den militärischen Be-
reich. Diese von der OECD angegebenen Quo-

ten dürften allerdings nur sehr grobe Anhalts-
punkte vermitteln, da eine methodisch ver-
gleichbare und international gültige Abgren-
zung dieser militärischen Forschungsausgaben 
außerordentlich problematisch ist.

Für den hier dargestellten Zusammenhang ist 
entscheidend, daß die militärische Forschung 
nicht ohne weiteres mit der Struktur und der 
wachstumsfördernden Wirkung der zivilen 
Forschung gleichgesetzt werden kann. Zwar 
wird man einräumen müssen, daß die von der 
Finanzwissenschaft ausgestellte These von der 
Unproduktivität der Rüstungsausgaben für 
den Bereich der Forschung nicht uneinge-
schränkt gilt. Vielmehr zeigt die bisherige 
Erfahrung, daß die militärische Forschung 
wichtige sekundäre Auswirkungen auf die 
Entwicklung der zivilen Produktion mit sich 
gebracht hat.

Aber selbst wenn man diesen Nutzen aner-
kennt, muß man sich darüber klar sein, daß 
die militärische Priorität dieser Art Forschung 
das „Kräftefeld" verändert, in dem technischer 
Fortschritt und Neuerungen verwirklicht wer-
den.

In diesem Zusammenhang ist auch bemerkens-
wert, daß die derzeitige britische Regierung 
eine spürbare Verringerung der militärischen 
Forschungsausgaben zugunsten ziviler Pro-
jekte zu einem wichtigen Programmpunkt ge-
macht hat. Dies nicht zuletzt aus der Erkennt-
nis, daß die jahrelange Vernachlässigung der 
zivilen Forschung möglicherweise die partielle 
wirtschaftliche Stagnation des Landes mit be-
einflußt haben dürfte.

Die Ausgaben für Wissenschaft in der Bundesrepublik

Definitionen

Die begriffliche Abgrenzung von Forschung 
und Entwicklung kann unter verschiedenen 
Gesichtspunkten gezogen werden. Sie läßt sich 
philosophisch, psychologisch, rechtlich oder 
ökonomisch vornehmen. Jeder dieser Aspekte 

vermag interessante und für den Gesamtzu-
sammenhang wichtige Seiten der Forschung 
herausstellen. Für das Verständnis der fol-
genden Ausführungen sind die bisher festge-
legten Begriffsdefinitionen allerdings nur von 
geringer Bedeutung. Das bisher vorliegende 
und hier zusammengestellte Zahlenmaterial 



ist nach unterschiedlichen methodischen Ge-
sichtspunkten gesammelt worden und ent-
spricht nur in wenigen Fällen den „idealtypi-
schen" Definitionen, wie sie zum Beispiel von 
der OECD und anderen Stellen in und außer-
halb der Bundesrepublik erarbeitet wurden2).

2) Bei der Zusammenstellung der Tabellen und 
sonstigen Zahlenangaben hat mich Herr Regierungs-
amtmann Rohloff in dankenswerter Weise unter-
stützt.

Allgemein gilt, daß die vorliegende Darstel-
lung den Bereich von Forschung und Entwick-
lung umfaßt, auch dort, wo aus sprachlichen 
Gründen nur von Forschung oder vom For-
schungsbereich die Rede ist. Die Forschung 
schließt sowohl Grundlagen- als auch ange-
wandte Forschung ein. Grundsätzlich sind der 
Forschung und Entwicklung alle Sachbereiche 
bzw. Wissensdisziplinen zuzurechnen. Es ist 
jedoch zu beachten, daß teils aus statistisch-
methodischen Gründen, teils aber auch aus 
einem anderen Verständnis des Wissenschafts-
begriffs in verschiedenen Ländern die geistes-
wissenschaftliche Forschung nicht immer voll-
ständig bei der Ermittlung des Forschungs-
und Entwicklungspersonals oder der For- 
schungs- und Entwicklungsausgaben berück-
sichtigt werden. Wenn auch die in Frage 
stehenden Beträge meist gering sind, so erge-
ben sich daraus doch Schwierigkeiten beim 
internationalen Vergleich, abgesehen von den 
Unzuträglichkeiten, die sich daraus für eine 
umfassende Information über alle Forschungs-
bereiche ergeben.

Die öffentlichen und privaten Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung in der Bundesre-
publik Deutschland beliefen sich 1965 auf 
schätzungsweise 7,8 Mrd. DM, 1966 auf schät-
zungsweise 8,8 Mrd. DM; darunter nehmen die 
einerseits im Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft und andererseits die im öffentlichen Be-
reich aulgewendeten Beträge 1966 mit 4,5 Mrd. 
DM bzw. 4,3 Mrd. DM jeweils etwa die Hälfte 
der Gesamtausgaben in Anspruch. Die gesam-
ten Forschungs- und Entwicklungsausgaben in 
der Bundesrepublik entsprechen einem Anteil-
satz von 1,8% am Bruttosozialprodukt und 

ergeben je Einwohner berechnet einen Aus-
gabensatz von ca. 147 DM. Von den öffent-
lichen Ausgaben lür 1966 entfallen schätzungs-
weise rd. 1,9 Mrd. DM auf wissenschaftliche 
Hochschulen (ohne Aufwendungen für Lehre), 
rd. 0,3 Mrd. DM auf staatliche Forschungsan-
stalten und rd. 2,1 Mrd. DM auf sonstige För-
derungsaufgaben; die letztgenannten Maß-
nahmen schließen u. a. finanzielle Hilfen an 
die Max-Planck-Gesellschaft, die Deutsche For-
schungsgemeinschaft sowie Beiträge an inter-
nationale Organisationen (z. B. EURATOM 
usw.) ein.

Eine längerfristige Analyse der Entwicklung 
dieser Ausgaben ergibt, daß das gesamte Vo-
lumen der für wissenschaftliche Forschung ver-
ausgabten Beträge im Reichs- bzw. Bundesge-
biet sich je Einwohner — nach grober Schät-
zung — mindestens um das 15- bis 20-fache 
erhöht hat (nach Ausschaltung der Preisbe-
wegungen). Wenn auch der Aussagewert die-
ser Nominalbeträge nur verhältnismäßig ge-
ring zu veranschlagen ist, so läßt sich bei einer 
Betrachtung der Bewegung im einzelnen doch 
erkennen, in wie starkem Maß auch die hier 
behandelten Ausgaben von den allgemeinen 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Hinter-
gründen der einzelnen geschichtlichen Zeitab-
schnitte mitbestimmt wurden.
Die Nachkriegsentwicklung der öffentlichen 
Ausgaben in der Bundesrepublik ist in star-
kem Maß durch ein wachsendes Gewicht der 
für Universitäten, sonstige Hochschulen und 
andere wissenschaftliche Zwecke ausgegebe-
nen Beträge bestimmt. Dies wird besonders bei 
einem Vergleich dieser Ausgaben (einschl. der 
für die Lehre an den Hochschulen ausgegebe-
nen Beträge) mit den Aufwendungen für allge-
mein- und berufsbildende Schulen deutlich.

Gegenüber 1951 haben beispielsweise die 
Schulausgaben 1967 nominal etwa um das 
Sechsfache, die der wissenschaftlichen Bildung 
und Forschung zugewendeten Beträge allein 
um nominal mehr als das Dreizehnfache zuge- 
nommen.
Es ist hier nicht der Platz, den für die Ent-
wicklung nach dem Zweiten Weltkrieg maß-



gebenden Impulsen im einzelnen nachzuge-
hen. Sie setzen sich u. a. aus sehr heterogenen 
Faktoren zusammen, wie z. B. dem durch 
Kriegszerstörungen entstandenen Wiederauf-

baubedarf oder den wachsenden Kosten 
moderner Forschungsvorhaben, z. B. im Be-
reich der Atomkernenergie oder der Raum-
fahrt.

Erst ein internationaler Vergleich des in der 
Bundesrepublik vorhandenen Forschungspoten-
tials bzw. der aufgewendeten finanziellen Lei-
stungen ergibt einen mehr oder weniger 
brauchbaren Maßstab für die Beurteilung des 
bisher Erreichten. Dabei ist allerdings zu be-
denken, daß auch der „internationale Durch-
schnitt" nicht ohne weiteres als alleingültiges 
Richtmaß für den notwendigen oder wün-
schenswerten Mitteleinsatz auf diesem Gebiet 
angesehen werden kann.

Vielmehr vermag ein solcher globaler Ver-
gleich mit anderen Staaten oder Staatengrup-
pen nur gewisse grobe Anhaltspunkte für die 
strukturellen und quantitativen Differenzen 
in der Forschung zu vermitteln. Erst eine er-
gänzende Analyse der Disparitäten in den 
speziellen Wissenschaftszweigen würde er-

Internationaler Vergleich

kennen lassen, an welchen Punkten eine In-
tensivierung der Forschungsanstrengungen für 
ein einzelnes Land — unter Beachtung einer 
sinnvollen internationalen Arbeitsteilung — 
erfolgversprechend und erstrebenswert er-
scheint.

Die folgenden Zahlen der Übersicht 1 vermit-
teln eine Vorstellung von dem im Bereich der 
industriellen Forschung sowie der Hochschu-
len und staatlichen Forschungsstätten tätigen 
wissenschaftlichen und sonstigen Personal in 
ausgewählten Ländern. Dabei handelt es sich 
um Schätzungen des sogenannten „full-time- 
equivalent". Danach werden neben den voll-
zeitlich in der Forschung tätigen Kräften die 
teilweise für Forschungsaufgaben eingesetzten 
Wissenschaftler und das Hilfspersonal nur mit 
einer entsprechend verringerten, auf „full- 
time" umgerechneten Zahl berücksichtigt.



Von besonderem Interesse ist dabei der — mit 
Vorbehalten zu ziehende — Vergleich zwi-
schen den beiden sogenannten „Supermäch-
ten". Aus der Tabelle ergibt sich, daß die Zahl 
der Wissenschaftler und Techniker, die im Be-
reich von Forschung und Entwicklung tätig 
waren, in den USA annähernd 700 000 Perso-
nen erreichte. Bezieht man die Zahl auf je 
10 000 Personen der Bevölkerung, so ergibt 
sich eine Quote von 36 Personen. In der 
UdSSR waren etwa zur gleichen Zeit schät-
zungsweise 420 bis 490 Tausend Wissenschaft-
ler und Techniker in der Forschung tätig, was 
— je nach Berechnungsmethode — einer 
Quote von 19 bzw. 22 Personen je Zehntau-
send der Bevölkerung entspricht. Gemessen 
an der personellen „Forschungskapazität" wei-
sen die USA und die UdSSR einen absolut 
überragenden Stand aus.

Die Darstellung des im Bereich von Forschung 
und Entwicklung tätigen Personals läßt sich 
durch einen Überblick über die in einzelnen 
Ländern getätigten Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung ergänzen. Allerdings wird 
ein Vergleich der Finanzdaten dadurch er-

Schwert, daß die offiziell festgesetzten Wech-
selkurse nicht immer ein hinreichend genaues 
Bild der echten Kaufkraftparitäten für den 
Bereich der Forschung repräsentieren. Die Ta-
belle 2 vermittelt einen Eindruck davon, wie 
weit die anhand der offiziellen Währungspa-
ritäten ermittelten Ausgaben je Einwohner in 
ausgewählten Ländern von den Relationen ab-
weichen, die sich unter Berücksichtigung der 
tatsächlichen Kaufkraft der einzelnen Währung 
ergeben.

Die vorstehende Berechnung läßt das Gefälle 
der je Einwohner errechneten Forschungsko-
sten, besonders zwischen den USA und den 
europäischen Ländern, deutlich hervortreten. 
Der Vorrang der UdSSR wird erst deutlich, 
wenn man berücksichtigt, daß die offiziellen 
Währungsparitäten in diesem Fall nur ein 
ganz verzerrtes Bild der Wirklichkeit vermit-
teln. Leider läßt sich eine kaufkraftgerechte 
Umrechnung in diesem Fall mangels ausrei-
chender Unterlagen nicht vornehmen. In je-
dem Fall dürfte ein zutreffender Leistungs-
vergleich die berechneten Ausgabensätze je 
Einwohner der UdSSR mehr als verdoppeln.

Die Vorrangstellung der beiden „Supermäch-
te" im wissenschaftlichen Wettlauf läßt sich 
nur dann richtig einschätzen, wenn man er-
kennt, welche unterschiedliche Rolle die be-
reits oben genannten militärischen For-
schungsausgaben dabei spielen. Das hat zur 
Folge, daß ein internationaler Vergleich der 
Forschungsausgaben — unter Ausschluß der 
militärischen Forschungsaufwendungen — das 
zuvor festgestellte Übergewicht der Super-
mächte, aber auch die verhältnismäßig starke 
Stellung, die beispielsweise Großbritannien 
innerhalb der europäischen Länder einnimmt, 
etwas zugunsten der Bundesrepublik und an-
derer Staaten mit verhältnismäßig geringen 
militärischen Forschungsausgaben reduziert.

Ein anderer Maßstab für den Umfang der For-
schungstätigkeit läßt sich aus dem Vergleich 
des Forschungsaufwandes der einzelnen Län-
der in Relation zum Bruttosozialprodukt ge-
winnen. Damit werden insbesondere die 



Schwierigkeiten erspart, die sich bei der Um-
rechnung der absolut ermittelten Forschungs-
ausgaben nach einer einheitlichen Währungs-
parität ergeben. Aus den neuesten (zumeist 
auf das Jahr 1965 bezogenen) Daten läßt sich 
entnehmen, daß die Anteilquote der For- 
schungs- und Entwicklungsausgaben am Brut-
tosozialprodukt in den USA bei 3 ,1 °/o, in 
Großbritannien bei 2,3 0 o, in der Bundesrepu-
blik Deutschland bei 1,7%, in den Niederlan-
den bei 2,0% und in Belgien bei 1,0% liegt.

Für die UdSSR würde sich nach den letzten 
verfügbaren Schätzungen nach westlichen 
Maßstäben ein Forschungskostenanteil von 
über 2,4 °/o am — zum Teil nur schätzungs-
weise ermittelten — Bruttosozialprodukt er-
geben. Andere Schätzungen kommen sogar auf 
einen Anteilsatz von über 3 %.

Wie schon angedeutet, müßte eine tieferschür-
fende Analyse des Forschungspotentials und 
der Forschungsaktivität über eine summari-
sche Betrachtung hinaus auch die Situation in 
den einzelnen wissenschaftlichen Disziplinen, 
aber auch die organisatorische und finanzielle 
Struktur des Forschungsapparates in Betracht 
ziehen. Erst dann läßt sich beispielsweise er-
kennen, daß auch ein Land, das bei summari-
scher Betrachtung in seiner gesamten For-
schungsleistung zurücksteht, in einzelnen Dis-
ziplinen einen Vorrang besitzen kann, wie 
z. B. die Bundesrepublik Deutschland auf den 
Gebieten der reinen Mathematik oder be-
stimmten Teilgebieten der Chemie. Gerade in 
der Förderung einzelner, besonders leistungs-
fähiger Forschungsdisziplinen liegen wohl 
auch vor allem die Zukunftsaussichten der 
kleineren Nationen.

Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft 
(Industrieforschung)

Nach Berechnungen der OECD und des Stifter-
verbandes für die Deutsche Wissenschaft3) 
waren 1964 rd. 128 000 Beschäftigte im Bereich 
der Forschung und Entwicklung der gewerb-
lichen Wirtschaft tätig. Das entspricht an-
nähernd 3 % aller Beschäftigten in diesem 
Wirtschaftsbereich. Das Schwergewicht des in 
Forschung und Entwicklung tätigen Personals 
liegt vor allem in den forschungsintensiven 
Wirtschaftszweigen, wie der Chemischen In-
dustrie (rd. 42 000 Personen oder rd. 8 % der 
gesamten Beschäftigten), der Elektrotechnik, 
Optik usw. (rd. 39 000 Personen oder rd. 5,7 % 
aller Beschäftigten dieser Branchen) und dem 
Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau (rund 
28 000 Personen oder rd. 3,7 % aller Beschäftig-
ten).

3) Vgl. dazu 
ausgaben der Wirtschaft.

Recht aufschlußreich ist auch eine Analyse der 
verschiedenen Kategorien des industriellen 

Forschungs- und Entwicklungspersonals in 
der Bundesrepublik. So stellen die wissen-
schaftlichen Kräfte annähernd 13 % an der per-
sonellen Forschungskapazität, Ingenieure und 
Techniker annähernd 43 %, Arbeiter rd. 37 %, 
das Verwaltungspersonal den restlichen An-
teil.

Auffällige Unterschiede ergeben sich darüber 
hinaus bei der Gliederung des Forschungs-
und Entwicklungspersonals nach Wirtschafts-
bereichen. Hierin kommen eine Vielzahl grup-
penspezifischer Besonderheiten zum Ausdruck, 
deren Erklärung ohne Erläuterung der spe-
ziellen technischen Voraussetzungen in den 
einzelnen Wirtschaftsbereichen nicht möglich 
ist.

Ein Blick auf die internationalen Vergleichs-
zahlen (s. Tab. 3) läßt erkennen, daß vor allem 
mit der in den USA, Großbritannien und 
Frankreich vorhandenen, besonders forschungs-
intensiven Luftfahrtindustrie ein gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland verändertes



Strukturbild in Erscheinung tritt. Nach Anga-
ben der OECD sind in diesem Industriebereich 
allein in den USA rd. 133 000 Wissenschaft-
ler, Ingenieure und Techniker tätig. In Groß-
britannien und Frankreich wurden rd. 17 000 
bzw. annähernd 9000 Wissenschaftler, Inge-
nieure und Techniker in der industriellen Luft- 
fahrtforschunggezählt.

Die gewerbliche Wirtschaft (Industrie) führt 
in den meisten Ländern quantitativ gesehen 
den größten Anteil an der nationalen For-
schung aus. Wie die folgende Übersicht 4 er-
kennen läßt, fallen in verschiedenen Ländern 

rd. zwei Drittel, z. T. sogar bis 70 °/o der natio-
nalen Forschungsausgaben in der Industrie 
an. Auch hier vermag allerdings die zahlen-
mäßige Darstellung nur grobe Hinweise zu 
vermitteln. Eine eingehende Analyse müßte 
die statistischen Daten in mannigfaltiger 
Weise ergänzen und korrigieren und so den 
außerordentlich differenzierten und von Land 
zu Land unterschiedlichen Verhältnissen nach-
gehen.

So verdient z. B. Beachtung, daß die wissen-
schaftlichen Arbeiten der Industrie mit ihrem 
Schwergewicht auf der personalintensiven an-
gewandten Forschung und Entwicklung liegen. 
Diese dienen hier vor allem der Herstellung 
verbesserter oder neuer Produkte bzw. ratio-
nellerer Fertigungsverfahren oder Organisa-
tionsmodelle. Allerdings sehen sich viele Un-
ternehmen schon dazu veranlaßt, neben der 
angewandten Forschung in verstärktem Maße 
auch Grundlagenforschung zu betreiben. Fast 
alle großen Unternehmen der Chemie und 
Elektrotechnik haben in den letzten Jahren 
neue zentrale Forschungsinstitute errichtet 
oder bereits bestehende erweitert. Teilweise 
gibt die industrielle Grundlagenforschung da-
bei nur die Wissensbasis für die angewandte 
Forschung ab, teils wird sie jedoch auch auf 
Problemstellungen ausgedehnt, bei denen An-
wendungsmöglichkeiten nicht ohne weiteres 



abzusehen sind. Die folgende Übersicht 5 ent-
hält eine Aufgliederung der industriellen For- 
schungsausgaben einer Reihe von Ländern 
nach Grundlagenforschung, angewandter For-
schung und Entwicklung, wobei die for-
schungsintensiven Industriezweige der Luft-
fahrt, des Maschinenbaus und der Chemie be-
sonders herausgestellt werden.

Ferner ist bemerkenswert, daß die Forschung 
und Entwicklung in den marktwirtschaftlich 
orientierten Staaten mehr und mehr zu einem 
Gegenstand konkurrierender Bemühungen der 
Wirtschaftsunternehmen untereinander gewor-
den ist. Es gibt — vor allem in den USA — 
viele Unternehmen, die ihre wissenschaftli-
chen Anstrengungen in großem Umfang für 
die Werbung auswerten, um die Überlegen-
heit und die Qualität ihrer Produkte zu unter-
streichen. Ganz anders ist die Situation in den 
stärker planwirtschaftlich ausgerichteten Staa-
ten zu beurteilen, wo die Entwicklungstendenz 
und die Motive der Industrieforschung z. T. 
stärker in die gesamte, zumeist politisch-ideo-
logisch fundierte volkswirtschaftliche Planung 
integriert sind.

Für den Umfang und die Struktur der indu-
strillen Forschung in den einzelnen Ländern 
ist ferner von Einfluß, in welchem Ausmaß 
durch Einrichtungen der Gemeinschaftsfor-
schung eine Rationalisierung und Intensivie-
rung der Forschung und Entwicklung erreicht 
werden konnte. Auch in diesem Punkt liegen 
die Verhältnisse länderweise sehr unterschied-
lich. In der Bundesrepublik Deutschland ent-
fielen nach Angaben des Stifterverbandes für 
die Deutsche Wissenschaft 1964 rd. 7,2 °/o der 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben des 
industriellen Sektors (rd. 261 Mill. DM) auf 
Gemeinschaftsforschung, wogegen 92,8 °/o der 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben inner-
halb der einzelnen Unternehmen verausgabt 
wurden. Innerhalb der einzelnen Industrie-
branchen zeigen sich dabei auffallende Diffe-
renzen. So fließen z. B. in der Wirtschaftsab-
teilung Energiewirtschaft und Bergbau rd. 
77,2 °/o in die Gemeinschaftsforschung, wäh-
rend die führenden Wirtschaftszweige nur ver-
gleichsweise schwach in der Gemeinschafts-
forschung engagiert sind. Auf diese entfallen 
z. B. in der Chemischen Industrie und Mineral-
ölverarbeitung nur 0,4 °/o, bei Elektrotechnik, 
Optik usw. 1,6% und bei Stahl-, Maschinen- 
und Fahrzeugbau 2,6 °/o.

Nicht nur in der Bundesrepublik, sondern in 
den meisten industrialisierten Ländern unter-



halten die forschungsintensiven Industrie-
zweige, wie die Luftfahrtindustrie, die Che-
mische Industrie, die Erdölindustrie, die Elek-
troindustrie usw., vorwiegend eigene For-
schungseinrichtungen. Mittlere und kleinere 
Unternehmen, die selbst keine Möglichkeit 
haben, Forschung durchzuführen, können da-
gegen gemeinschaftliche Forschungseinrichtun-
gen benutzen. Allerdings zeigt eine nähere Be-
trachtung, daß auch die Gemeinschaftsfor- 
forschung in den meisten europäischen Län-
dern eher von mittleren und großen Unter-
nehmen genutzt wird als von den kleinen Fir-
men, deren finanzielle Basis eigene Forschung 
nicht gestattet. So sind z. B. nach Angaben der 
OECD in Großbritannien nur ein Drittel der 
Kleinbetriebe (mit weniger als 300 Beschäf-
tigten) an Einrichtungen der Gemeinschaftsfor-
schung beteiligt, während zwei Drittel der 
mittleren Unternehmen (300 bis 2000 Beschäf-
tigte) und sogar über 90 °/o der Großunterneh-
men an der Gemeinschaftsforschung beteiligt 
sind. Es wird also — auch in der Bundesrepu-
blik — noch beträchtlicher Anstrengungen be-
dürfen, um die große Zahl der mittleren und 
kleinen Betriebe von den Vorteilen zu über-
zeugen, die mit der Anwendung von For- 
schungs- und Entwicklungsergebnissen in ih-
ren Unternehmen verbunden sein können. In 
diesem Zusammenhang mag das kanadische 
Beispiel richtungweisend sein, wo der „Cana-

dian Technical Information Service" einen 
Beraterstab unterhält, der besonders Klein-
betrieben zur Beratung zur Verfügung steht; 
eine ähnliche Funktion übt der „Dutch Tech-
nical Information Service" aus. Allerdings lie-
gen die Kosten solcher Beratungsdienste so 
hoch, daß sie — wenn ein spürbarer Effekt er-
reicht werden soll — auf staatliche Zuschüsse 
angewiesen sind.
Die Verteilung des wissenschaftlichen Perso-
nals und der industriellen Ausgaben für For-
schung und Entwicklung nach Industriezwei-
gen weicht in den hier dargestellten Ländern 
in auffallender Weise voneinander ab (vgl. 
Tabelle 6). So sticht beispielsweise hervor, 
daß 1964 in den USA und in Großbritannien 
mit rd. 38 % bzw 28 % ein vergleichsweise ho-
her Anteil der industriellen Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben in der Luftfahrtindu-
strie anfällt; auch in Frankreich werden im 
gleichen Jahr immerhin rd. 22% (1965 sogar 
26 %) in dieser Branche ausgegeben. In der 
Bundesrepublik Deutschland spielen bisher die 
darauf entfallenden Aufwendungen innerhalb 
des Ganzen nur eine untergeordnete Rolle. 
Um so stärker heben sich aber in der Bundes-
republik die innerhalb der Chemischen und 
der Elektrotechnischen Industrie aufgewende-
ten Forschungskosten (rd. 32 % bzw 28 %) her-
vor (vgl. Tabelle 6). Die Chemie stellt in der



Bundesrepublik noch immer den forschungs-
intensivsten Industriezweig dar. Bei einem 
Umsatzanteil von weniger als 10°/0 bestreitet 
sie allein etwa ein Drittel des Forschungsauf-
wands der gesamten verarbeitenden Industrie.

Die deutsche elektrotechnische Industrie hat 
1965 knapp 1 Mrd. DM für Forschung und Ent-
wicklung aufgewendet. Dabei ist charakteri-
stisch, daß die öffentliche Hand einen großen 
Teil des Umsatzes in diesem Industriezweig 
abnimmt, vor allem etwa in Form nachrichten-
technischer Einrichtungen, Kraftwerke und Ra-
daranlagen. Bezeichnend ist auch hier, daß in 
den USA etwa 60 % der Forschungs- und Ent-
wicklungsaufwendungen dieser Branche aus 
Mitteln des Verteidigungshaushalts und der 
NASA getragen werden, während in der Bun-

desrepublik Deutschland aus den genannten 
Gründen nur etwa 16% dieser Ausgaben vom 
Staat übernommen werden.

In der Branchenstruktur der Forschung spie-
gelt. sich neben der Größenordnung auch die 
Forschungsintensität der einzelnen Industrie-
zweige. Ein guter Maßstab dafür läßt sich aus 
den nach Angaben des Stifterverbandes für 
die deutsche Wissenschaft errechneten „For-
schungskoeffizienten" für die einzelnen Wirt-
schaftsgruppen entnehmen. Der Forschungs-
koeffizient ergibt sich dabei aus der Relation 
der Forschungs- und Entwicklungsausgaben 
zum Nettoproduktionswert, der seinerseits 
dem Bruttoproduktionswert abzüglich Material-
verbrauch und anderen „Vorleistungen" ent-
spricht. Danach ergibt sich, daß die Chemische 



Industrie (einschl. Mineralölverarbeitung) mit 
4,2 und die Elektrotechnische Industrie (einschl. 
der zugeordneten Wirtschaftsgruppen) mit 3,4 
weit über dem Durchschnitt (1,7) liegende Ko- 
effizienten und damit auch überdurchschnitt-
liche Forschungsintensität ausweisen (vgl. Ta-
belle 7).
Zwei weitere Gesichtspunkte müssen im Zu-
sammenhang mit den vorstehend erörterten 
Merkmalen beachtet werden. Einmal ist her-
vorzuheben, daß die auf die einzelnen Indu-
striebranchen entfallenden Forschungsausga-
ben keinesfalls gleichmäßig allen Produkten 
der betreffenden Industriezweige zugute kom-
men, sondern häufig mit Schwergewicht auf 
bestimmte Produkte oder Produktionsverfah-
ren entfallen. Eine statistische Aufhellung die-
ser Zusammenhänge ist allerdings bisher nur 
in Ansätzen in den USA und Kanada versucht 
worden. Für die Bundesrepublik Deutschland 
sei als Beispiel hier auf die Kernforschung und 
die kerntechnische Entwicklung verwiesen, die 
im Rahmen des Deutschen Atomprogramms 
auch mit Mitteln des Bundes gefördert wird. 
Dabei wird als wichtigstes Ziel der Kerntech-
nik die Entwicklung von Leistungsreaktoren 
für eine langfristige und preisgünstige Ener-
gieversorgung sowie einer auch auf dem Welt-
markt konkurrenzfähigen kerntechnischen In-

dustrie angesehen. Ferner kann hier beispiel-
haft noch die militärische Forschung erwähnt 
werden, in deren Rahmen das Bundesmini-
sterium für Verteidigung nach Angaben im 
Forschungsbericht der Bundesregierung mit 
zahlreichen Instituten und mit etwa 60 In-
dustriefirmen zusammenarbeitet.
Zum anderen treten noch differenziertere Zu-
sammenhänge in Erscheinung, wenn man die 
Vielfalt der Forschungsdisziplinen (Fachge-
biete) ins Auge faßt, die innerhalb der einzel-
nen Industriegruppen betrieben werden. Auch 
hier fehlen bisher vollständige statistische An-
gaben für die meisten Länder; für Kanada er-
geben sich allerdings auf Grund der vom Do-
minion Bureau of Statistics für 1963 durchge-
führten Erhebung interessante Hinweise. Dar-
aus wird z. B. deutlich, daß die Forschungsauf-
wendungen in der Fahrzeugindustrie vor al-
lem den Bereich der aeronautischen Forschung 
berühren, während die Forschungsausgaben in 
der Chemischen Industrie sich auf eine Viel-
zahl von Forschungsdisziplinen (wie z. B. Che-
mie, Chemotechnik, Mechanik, Medizin, Phy-
sik oder Elektrotechnik usw.) aufgliedern.

Aufschlußreich ist auch die Betrachtung der in-
dustriellen Forschungsausgaben nach Unter-
nehmensgrößenklassen (vgl. Übersicht 8). Als 



Beispiel sei dazu genannt, daß in der Bundes-
republik Deutschland nahezu die Hälfte (rd. 
47 °/o) der im Rahmen der Registrierungsaktion 
des Stifterverbandes erfaßten Unternehmen 
auf Betriebe mit weniger als 500 Beschäftigten 
entfallen, die aber nur rd. 4 °/o der unterneh-
menseigenen Forschungs- und Entwicklungs-
ausgaben tätigen.

Die Unternehmen zwischen 500 und 2000 Be-
schäftigten stellen rd. ein Drittel aller erfaßten 
Unternehmen dar, beanspruchen aber nur rd. 
8"/o der industriellen Forschungsausgaben. Von 
den Unternehmen über 2000 Beschäftigten (rd. 
20 °/o der erfaßten Unternehmen) werden aber 
rd. 87 °/o des industriellen Forschungs- und 
Entw icklungsaufwands ausgegeben.

Einen anderen Beitrag zu diesem Thema liefert 
die OECD. Danach zeigt sich (Stand 1964), 
daß die jeweils 40 größten Unternehmen eines 
Landes in den USA rd. 70 %, in Goßbritannien 
rd. 58 °/o, in Frankreich rd. 63 °/o und. in Italien 
rd. 82 °/o der jeweiligen industriellen For-
schungsaufwendungen auf sich vereinigen. 
Auch an diesen Zahlen wird deutlich, in wie 
starkem Maß die industrielle Forschung und 
Entwicklung — wohl mehr oder weniger — 
in fast allen Ländern von der Großindustrie 
getragen und bestimmt wird.

Wie schon eingangs bemerkt, wird ein inter-
nationaler Vergleich der Forschung, ganz be-
sonders im industriellen Bereich, durch die 
mannigfaltigen traditionellen oder aus der 
Wirtschaftsordnung ableitbaren Besonderhei-
ten eines jeden Landes erheblich erschwert. 
So zeigt sich z. B., daß die — für die technische 
Entwicklung auch der kleineren Unternehmen 
.besonders wichtige — industrielle Gemein-
schaftsforschung innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland erst seit dem Zweiten Weltkrieg 
eine wichtigere Rolle spielt, während ver-
gleichbare Einrichtungen in einigen anderen 
Ländern zum Teil schon wesentlich früher 
wirksam waren. 1954 wurde die Arbeitsge-
meinschaft industrieller Forschungsvereinigun-
gen (AIF) gegründet, deren Ziel es ist, den 
Austausch wissenschaftlicher Erfahrungen zwi-
schen den Mitgliedern anzuregen, Forschungs-

aktivitäten zu koordinieren und Prioritäten 
auf bestimmte Wissenschaftssektoren festzu-
legen.

Außer den genannten industriellen For-
schungseinrichtungen gibt es in der Bundesre-
publik allerdings weitere Institute, Gesell-
schaften usw., die mit der Industrieforschung 
befaßt sind. Neben privaten Forschungslabora-
torien, die auf vertraglicher Basis arbeiten, 
gibt es eine Reihe von Instituten, die von In-
dustrie- und Handelskammern eingerichtet 
wurden. Außerdem verdient z. B. der „Fonds 
der Chemischen Industrie für die Förderung 
von Forschung, Wissenschaft und Lehre" (ge-
gründet 1950) hervorgehoben zu werden. Er 
wird durch monatliche Beiträge der Mitglieds-
firmen im Rahmen des Verbandes der Chemi-
schen Industrie finanziert.

In diesem Zusammenhang ist auch das 1952 
gegründete Batelle-Institut zu erwähnen. Sein 
Hauptzweck ist es, Vertragsforschung im In-
teresse der Industrie durchzuführen.

Darüber hinaus stehen selbstverständlich auch 
die übrigen Forschungsstätten, wie z. B. die 
wissenschaftlichen Hochschulen, die Institute 
der Max-Planck-Gesellschaft oder der Fraun-
hofer-Gesellschaft teilweise zur Durchführung 
industrieller Forschungsausgaben (Vertrags-
forschung) zur Verfügung. Es ist hier nicht 
der Platz, die strukturellen Besonderheiten in 
der industriellen Forschung anderer Länder 
ausführlich darzustellen. Es kann sich nur 
darum handeln, beispielhaft auf den einen 
oder anderen Fall hinzuweisen und damit auch 
die Vorbehalte in Erinnerung zu bringen, die 
gegenüber statistischen Vergleichen dieser 
Art immer angebracht erscheinen.

Für die weitere Entwicklung der Forschungs-
politik besonders in der Bundesrepublik dürfte 
eine wachsende organisatorische und finan-
zielle Zusammenarbeit zwischen den verschie-
denen Aufgabenträgern zu erwarten sein. Eine 
immer engere Partnerschaft zwischen Wissen-
schaft, Wirtschaft und Staat ist schon allein 
wegen der immensen Forschungsaufwendun-
gen und des finanziellen Risikos unerläßlich, 



das mit den künftigen Forschungs- und Ent-
wicklungsaufgaben in immer größerem Maß 
verbunden ist. So werden z. B. an den For-
schungsarbeiten im Rahmen des zweiten 5- 
Jahresprogramms der EURATOM die nationa-
len Industrien der Mitgliedstaaten durch For-
schungs- und Assoziationsverträge beteiligt. 
Ein weiteres Beispiel bilden die drei in der 
Bundesrepublik errichteten Demonstrations-
kraftwerke mit Leichtwasserreaktoren, zu de-
ren Forschungs- und Entwicklungskosten und 
den Kosten der Brennstofferstausstattung die 
öffentliche Hand bzw. EURATOM Zuschüsse 
gewährt haben. In noch größerem Umfang 
kommen die Förderungsmaßnahmen des Deut-
schen Atomprogramms der Entwicklung der 
fortgeschrittenen Konverter-, vor allem aber 
der Brutreaktoren zugute. Zahlreiche weitere 
Beispiele dieser Art lassen sich u. a. für die 
Bereiche der Weltraumforschung, der Luftfahrt, 
der Datenverarbeitung, der Informationsüber-
tragung u. ä. m. anführen.

In Großbritannien z. B. haben die industriellen 
Forschungsvereinigungen (Gemeinschaftsfor-
schung) eine wesentlich größere Bedeutung — 
auch im Rahmen der staatlichen Wissen-
schaftspolitik — als etwa in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Ende 1964 bestanden 48 sol-
cher Institutionen, die in der Regel als recht-
lich selbständige Körperschaften geführt wer-
den und in beträchtlichem Umfang aus Staats-
mitteln Zuschüsse erhalten. Zum Teil erklärt 
sich diese Differenz aus dem bedeutend größe-
ren Gewicht, das die militärische Forschung in 
der britischen Industrie besitzt. Sehr deutlich 
kommt diese Tatsache auch in der auffallend 
hohen Quote zum Ausdruck, mit der die bri-
tische Regierung an der Finanzierung der Ge-
meinschaftsforschung beteiligt ist. Sie stellt sich 
nach Angaben der OECD auf rd. 27 0/0 und 
liegt damit zwar hinter dem entsprechenden 
Anteilsatz in den USA (rd. 34°/o), aber weit 
über den vergleichbaren Quoten in Frankreich 
(rd. 16%) oder gar in der Bundesrepublik (rd. 
9%).

In Frankreich wurden nach Ermittlungen der 
„Delegation Generale ä la Recherche Scien- 

tifique et Technique" rd. 500 Industrieunter-
nehmen gezählt, die mit Forschung und Ent-
wicklung befaßt sind. Auffallend ist dabei die 
hervorragende Rolle, die der wissenschaft-
lichen Weiterentwicklung im Bereich der Elek-
tronik und der Elektrotechnik (25 % der indu-
striellen Forschungs- und Entwicklungsausga-
ben), aber auch der Luft- und Raumfahrt zu-
kommt (24% der industriellen Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben). Demgegenüber fallen 
die Forschungsaufwendungen im Bereich der 
Chemie im Vergleich zu anderen Ländern er-
heblich ab.

Als wichtiges Organ der industriellen Gemein-
schaftsforschung ist die „Association Natio-
nale de la Recherche Technique" anzusehen, 
die 1953 gegründet wurde und der heute mehr 
als 350 Mitgliedsorganisationen angeschlossen 
sind. Im Rahmen des 5. Fünfjahresplans sieht 
die Regierung Frankreichs bis 1970 eine be-
trächtliche Steigerung der finanziellen Staats-
förderung der Industrieforschung in verschie-
dener Form vor.

Für die industrielle Forschung in den USA ist 
vor allem charakteristisch, daß die US-Regie-
rung in weitem Umfang Forschungsaufträge 
auf den Gebieten der Luftfahrt, der Raum-
forschung und der Atomenergie an die pri-
vate Industrie vergibt (vgl. auch die oben ge-
nannten Zahlen). Allein rd. 60 % der For-
schungs- und Entwicklungsausgaben der Luft-
fahrtindustrie in den USA werden — nach 
Angaben der OECD — aus staatlichen Mit-
teln finanziert!

Auch in diesem Land spielt die industrielle 
Gemeinschaftsforschung eine erhebliche Rolle, 
wobei vielfach auch auf die Forschungsein-
richtungen an wissenschaftlichen Hochschulen 
und anderen Forschungsstätten zurückgegrif-
fen wird.

Die industriellen Forschungs- und Entwick-
lungsaufgaben im militärischen Bereich, ihre 
immer größere Spezialisierung und der damit 
verbundene große Kapitalbedarf haben nach 
den amerikanischen Erfahrungen den Konzen-
trationsprozeß wirtschaftlicher Macht wesent- 



lieh beschleunigt. Nach Angaben von Water- 
kamp entfielen 1961 drei Viertel des gesam-
ten Rüstungsbudgets (21 Mrd. US-Dollar) der 
USA allein auf 100 Großgesellschaften, wo-
von 7,6 Mrd. US-Dollar allein von zehn Kon-
zernen vereinnahmt wurden, darunter dr

4

ei 
Gesellschaften, die je über eine Milliarde US- 
Dollar erhielten ).

Die industrielle Forschung in der UdSSR läßt 
sich infolge der gesellschafts- und wirtschafts-
politischen Besonderheiten nur schwer mit an-
deren, vor allem westlichen Ländern verglei-
chen. Hinzu kommt, daß die Organisation der 
Industrieforschung im Verlauf der letzten 
Jahre einen grundlegenden Wandel erfahren 
hat. Vor 1957 war sie weitgehend den ver-
schiedenen in Betracht kommenden Fachmini-
sterien nachgeordnet, ohne daß anscheinend 
immer eine ausreichende Koordinierung der 
Forschungsprojekte zwischen diesen weithin 
selbständigen Ressorts bestand.

Seit 1957 und vor allem durch die Reform des 
Jahres 1961 bemüht man sich in zunehmendem 
Maße um eine Abstimmung der verschiedenen 
Vorhaben, damit unrationelle Doppelarbeit 
vermieden wird. Diesem Zweck dienen vor al-
lem die zahlreichen koordinierenden Körper-
schaften, die für bestimmte Projektgruppen 
eingerichtet wurden. Außerdem spielen die 
sogenannten „Leitinstitute" eine zunehmende 
Rolle. Sie sind für die Steuerung bestimmter 
Forschungsaufgaben zuständig. Mehr und mehr 
rückt in den letzten Jahren auch das zentrale 
Staatskomitee für Forschung in den Vorder-
grund.

Dse zentralen Körperschaften der Zentralre-
gierung der UdSSR besaßen zu Beginn der 
sechziger Jahre schätzungsweise über minde-
stens zwei Drittel der Einrichtungen der an-
gewandten Forschung und Entwicklung eine 
direkte Kontrolle, während sie auf die übri-

4) Rainer Waterkamp, 
schung und Rüstungsindustrie, 
liche Monatshefte, Januar 1966.

gen Projekte dieser Art indirekten Einfluß 
über die Regierungen der einzelnen Unions-
republiken und die lokalen Körperschaften 
nehmen konnten.

Abschließend ist noch auf zwei wichtige Zu-
sammenhänge zu verweisen, die bei einer in-
ternationalen Betrachtung auch des industriel-
len Forschungspotentials (vor allem im Be-
reich der marktwirtschaftlich orientierten Län-
der) nicht außer Acht gelassen werden dürfen. 
Einmal handelt es sich um die internationale 
Fluktuation wissenschaftlicher Fachkräfte 
(„brain drain"), zum anderen um den interna-
tionalen Austausch von Forschungsergebnis-
sen und technischen „know-how" innerhalb 
internationaler Konzerne oder durch Vergabe 
von Patenten und Lizenzen.

In beiden Vorgängen drückt sich eine zuneh-
mende internationale Kooperation aus, auch 
wenn die Wanderung wissenschaftlicher Kräfte 
zeitweise nur einseitig verläuft oder die „Tech-
nologische Bilanz" zugunsten bestimmter Län-
der ausschlägt. Auf keinen Fall sollte bei der 
Beurteilung dieser Vorgänge von einseitig na-
tionalen Wertmaßstäben ausgegangen wer-
den, schon allein deshalb, weil wissenschaft-
liches Denken und Forschen seiner Natur nach 
auf die Dauer den internationalen Austausch 
und das internationale Zusammenspiel nicht 
entbehren kann. Vollständige und zuverläs-
sige statistische Angaben über Ausmaß und 
Richtung der internationalen Wanderungsbe-
wegung wissenschaftlicher Kräfte liegen nicht 
vor. Kaum zweifelhaft dürfte allerdings sein, 
daß in den letzten Jahren ein „Wanderungs-
gewinn" vor allem den USA zugute gekom-
men ist. Die in der Tabelle 9 angegebenen 
Zahlen orientieren über die in dieses Land 
eingewanderten wissenschaftlichen Kräfte; es 
handelt sich dabei aber nur um fragmentari-
sche Angaben, da insbesondere nicht bekannt 
ist, in welchem Umfang eine Rückwanderung 
oder auch die Auswanderung amerikanischer 
Forscher (z. B. nach Großbritannien) diesen 
Daten gegenübergestellt werden muß.



Die für Patente und Lizenzen nachgewiesenen 
Zahlungen umfassen nur einen Teil der Be-
träge, die für die Übertragung des techni-
schen „know-how" und wissenschaftlicher Er-
kenntnisse zwischen verschiedenen Ländern 
geleistet werden. Nicht erkennbar sind z. B. 

die betriebsinternen Übertragungen innerhalb 
internationaler Konzerne usw. Trotz dieser 
Einschränkungen kann festgestellt werden, 
daß die USA auch eine positive Bilanz der 
Patente und Lizenzen aufweisen, während die 
wichtigsten westeuropäischen Länder in mehr 



oder weniger großem Umfang per Saldo eine 
passive Bilanz zeigen. Das Verhältnis der für 
den Ankauf von ausländischen Patenten usw. 
zu leistenden Ausgaben zu den Einnahmen, 
die aus dem Verkauf eigener Patente erzielt 
wurden, war sowohl für die Bundesrepublik 
Deutschland als auch Frankreich negativ. Be-
schränkt man die Betrachtung ausschließlich 
auf den Patentaustausch mit den USA, so 
stellt sich das Verhältnis für die beiden ge-
nannten Länder sogar noch ungünstiger dar.

Auch daran wird die Vorrangstellung der USA 
auf diesem Gebiet gegenüber den westeuro-
päischen Ländern deutlich, zugleich aber auch 
die Abhängigkeit der industriellen Fertigung 
von der angewandten Forschung und Entwick-
lung in den USA. Auch eine Aufgliederung 
dieser für Patente usw. geleisteten Zahlungen 
nach Industriebranchen bestätigt manche der 
früher bereits ermittelten Sachverhalte. Wäh-
rend z. B. der Saldo zwischen Einnahmen und 
Ausgaben für die Bundesrepublik gegenüber 
den USA für den Bereich der Chemischen In-

dustrie bei nunmehr 43,8 Mill. DM liegt, be-
trägt er lür die Elektrotechnische Industrie so-
gar nunmehr 104,5 Mill. DM und läßt so für 
diese Branche eine noch stärkere „Abhängig-
keit" von der Übernahme ausländischer wis-
senschaftlicher und technischer Erfahrungen 
erkennen als im Bereich der Chemischen Indu-
strie.

Ähnliche Rückschlüsse lassen sich aus den sta-
tistischen Daten über die Zahl der angemel-
deten Patente in den einzelnen Ländern zie-
hen. Allerdings muß man dabei beachten, daß 
der kommerzielle Wert und die wissenschaft-
liche Bedeutung des einzelnen Patents ganz 
unterschiedlich sein kann.

Ein Vergleich patentstatistischer Angaben für 
die UdSSR läßt sich wegen der unterschied-
lichen rechtlichen und wirtschaftlichen Ver-
hältnisse in diesem Land kaum durchführen. 
Die Sowjetunion besitzt ein eigenes, ausge-
bautes Patentwesen, obwohl die große Mehr-
heit der Erfinder sich mit „Urheberzertifika-
ten" anstelle von Patenten begnügt, womit 



eine bestimmte finanzielle Zuwendung ver-
bunden ist. Es ist bekannt, daß die UdSSR in 
größerem Umfang technisches Wissen in den 
westeuropäischen Staaten eingekauft hat, vor 
allem auf dem Gebiet der Chemischen Indu-
strie.

Genaue Angaben darüber stehen aber nicht zur 
Verfügung, da diese Übertragungen Teil des 
Kaufs und der Einrichtungen ganzer Fabrik-
einrichtungen darstellen. Seit kurzem besteht 
in der Sowjetunion auch eine neue Verwal-
tung, die sich mit der Lizenzgebung bzw. mit 
dem Verkauf bestimmter technischer Verfah-
ren im Ausland sowie mit dem Austausch 

von Patenten und Lizenzen mit dem Ausland 
befaßt. Eine ganze Reihe von Verfahren auf 
dem Gebiet des medizinischen Apparatebaus, 
der Elektronik und auf anderen Gebieten wa-
ren Gegenstand von Lizenzabkommen in den 
UdSSR und den USA oder westeuropäischen 
Ländern. Aber auch hierfür liegen keine brauch-
baren Schätzungen über den Wert der ausge-
tauschten Beträge vor. Selbst wenn man unter-
stellt, daß die UdSSR mehr an Lizenzen einge-
kauft hat, als sie umgekehrt verkauft hat, las-
sen sich daraus keine weitreichenden Schluß-
folgerungen ziehen, da die Zahl der erfaßba-
ren Transaktionen zu gering ist.

Schlußfolgerungen

Welche Schlußfolgerungen für die zukünftigen 
politischen Aufgaben lassen sich nun aus den 
vorstehend skizzierten Zusammenhängen, ins-
besondere auch für die Bundesrepublik 
Deutschland ziehen? Auch in diesem Zusam-
menhang wird man die industrielle Forschung 
nicht isoliert betrachten können, sondern mit 
den übrigen Forschungsbereichen in Beziehung 
bringen müssen. Die Förderung und künftige 
Gestaltung der industriellen Forschung und 
Entwicklung ist in vielfältiger Weise mit der 
Wissenschaftsförderung in den Hochschulen, 
den staatlichen und privaten wissenschaftli-
chen Institutionen verknüpft.

Drei Forderungen lassen sich ganz allgemein 
geltend machen:

1. Verbesserteinformation,

2. verbesserte Organisation und

3. zukunftsorientierte Entscheidungen.

Verbesserte Information über die Bildung und 
Forschung, deren Umfang, Struktur, die damit 
verknüpften sozioökonomischen Zusammen-
hänge und ihre künftige Entwicklung erfor-
dert zunächst den weiteren Auf- und Ausbau 
des analytischen, besonders des statistischen 
Instrumentariums. Die gewonnenen Informa-

tionen müssen allerdings in geeigneter Form 
allen Interessierten und Beteiligten zugäng-
lich gemacht werden. Beispielsweise blieb das 
Interesse an der Forschung, gerade bei der 
Vielzahl der kleinen Industriebetriebe, bisher 
in der Bundesrepublik und anderwärts noch 
sehr gering. Durch eine systematische Verbrei-
tung der Informationen allein in diesem Be-
reich könnte aber wesentlich dazu beigetra-
gen werden, sich an gemeinschaftlichen For-
schungsaufgaben zu beteiligen und so die 
technischen Fortschritte auch in den kleineren 
Unternehmen stärker als bisher anzuwenden.

Weiter läßt sich auf die Notwendigkeit ver-
weisen, die aus verbesserter Information ge-
wonnenen Erkenntnisse von den zuständigen 
parlamentarischen Gremien und der Wissen-
schaftsverwaltung zur Kenntnis zu nehmen 
und in politische Entscheidungen umzuset-
zen. Richtungweisende Thesen dazu wur-
den von der zweiten parlamentarischen und 
wissenschaftlichen Konferenz, die vom Euro-
parat und der OECD in Wien 1965 abgehalten 
wurde, aufgestellt:

5) In jedem Land sollte ein Minister beauf-
tragt werden, allein oder zusammen mit an-
deren Verantwortlichen, die Förderung und



Koordinierung der Wissenschaftspolitik in al-
len ihren Aspekten zu betreiben.

b) Eine verbesserte Zusammenarbeit zwi-
schen Wissenschaftlern und Parlamentariern 
sollte als eine Angelegenheit von äußerster 
Dringlichkeit auf jede nur mögliche Weise 
gefördert werden.

c) Wissenschaft und Parlament sollten in en-
geren Kontakt gebracht werden.

d) Die internationale Zusammenarbeit im Be-
reich der Wissenschaft sollte unterstützt wer-
den, müßte aber vor allem auf solche Gebiete 
gelenkt werden, wo gerade durch die interna-
tionale Zusammenarbeit bessere Ergebnisse 
zu erwarten sind als durch nationale Bemü-
hungen.

e) Im Hinblick auf die Bedeutung der Wis-
senschaftspolitik auf internationaler Ebene 
sollten Maßnahmen eingeleitet werden, um 
eine bessere Information auch der internatio-
nalen parlamentarischen Gremien zu errei-
chen.

Als zweite Voraussetzung einer wirksamen 
Wissenschaftspolitik war bereits oben die 
Schaffung einer verbesserten Organisation der 
für die bildungs- und wissenschaftspolitischen 
Entscheidungen zuständigen Gremien bezeich-
net worden. In der Bundesrepublik kompli-
ziert sich die Situation allein schon dadurch, 
daß die Kompetenzen für Bildung und For-
schung in mannigfaltiger Weise auf Bund, 
Länder und Gemeinden verteilt sind. Auf der 
einen Seite braucht das — wie ausländische 
Beispiele zeigen — nicht unbedingt einen 
Nachteil für eine wirksame Kulturpolitik zu 
bedeuten. Mit Recht wird bezweifelt, ob z. B. 
eine zentrale Kompetenz angesichts der kom-
plexen Materie eine erstrebenswerte Lösung 
darstellen würde. Allerdings drängt sich die 
Frage auf, inwieweit eine gewisse Konzen-
trierung des für die Wissenschaft zuständigen 
Kabinettsausschusses der Bundesregierung 
eine Intensivierung der wissenschaftspoliti-
schen Aufgaben gestatten würde. Hierzu ge-

hört auch die seit längerem diskutierte Frage, 
ob man die beim Bund liegenden Aufgaben im 
Bereich der Bildung (im wesentlichen Studien-
förderung) und der Wissenschaft in einer 
Hand, und zwar beim Ministerium für wissen-
schaftliche Forschung, vereinigen sollte.

In jedem Fall aber wird eine bessere Koordi-
nierung der Bildungsplanung und der For-
schungsförderung des Bundes und der Länder 
von entscheidender Bedeutung werden. Dabei 
wäre anzustreben, daß dem Wissenschaftsrat 
und dem Bildungsrat weiterreichende Kompe-
tenzen als bisher eingeräumt würden.

Schließlich soll auf einige Gesichtspunkte hin-
gewiesen werden, die für zukunftsorientierte 
bildungs- und wissenschaftspolitische Entschei-
dungen maßgebend sein könnten. Dabei darf 
unterstellt werden, daß ein naives Vertrauen 
in die Kräfte zur Selbstregulierung der Volks-
wirtschaft fehl am Platze wäre, gleich welche 
Zielsetzung auch angestrebt würde. Nur eine 
weitgesteckte Planung kann eine tragfähige 
Grundlage für eine erfolgreiche Wissenschafts-
politik schaffen. Die Konsequenzen nahezu 
aller bildungs- und forschungspolitischen Ent-
scheidungen greifen — oft auf Jahrzehnte hin 
— in die Zukunft hinein.

Die bisherige Erfahrung hat bereits mit hin-
reichender Deutlichkeit gezeigt, daß das freie 
Spiel der Marktkräfte ein vorausschauendes 
und konkret ausgearbeitetes Konzept vom 
künftigen Status unserer Gesellschaft und 
Wirtschaft nicht ersetzen kann. Erst eine zeit-
lich weiter ausgreifende, vorausschauend pla-
nende politische Konzeption vermag sich über 
eine von den Tagesbedürfnissen diktierte Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik zu erheben.

Nur eine in die Zukunft gerichtete, also sich 
selbst reflektierende wissenschaftspolitische 
„Programmierung" wird auch dazu beitragen 
können, daß jene von über Hundert repräsen-
tativen Forschern aus dem Kreis der American 
Association for the Advancement of Science 
gefaßte Entschließung vom März 1958 keine 
leere Deklaration bleibt: „ . . . die besonderen 



Kenntnisse des Naturwissenschaftlers sind si-
cherlich notwendig, aber dieses Wissen wäre 
machtlos oder sogar gefährlich, wenn es nicht 
alle Gebiete der Wissenschaft einschlösse und 
mit den Beiträgen der Humanisten, der Staats-
männer und Philosophen vereinigt würde. Ob-
wohl die Naturforschung eine Menge prakti-
scher und nützlicher Ergebnisse zeitigt, und 

obwohl wir nicht die geringste Absicht haben, 
die Bedeutung dieser praktischen Resultate zu 
verkleinern, wollen wir betonen, daß die Wis-
senschaft im Grunde und in Wirklichkeit ein 
Ausdruck der geistigen Neugier des Menschen 
ist, mit der er auf die Ordnung und Schönheit 
des Universums, in dem er sich befindet, rea-
gieren will . .
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